
 

 

Projekt «Entflechtung 27» 

 

Prüfbericht der Arbeitsgruppe 
Mitglieder: BSV, EFV, SODK, Fachvertreter Kt. BS, LU, TI, Finanzvertreter Kt. TG 

 
 

Aufgabenbereich Ergänzungsleistungen (EL) 

1. Ist-Zustand 

Bund und Kantone richten Ergänzungsleistungen (EL) aus an Personen, deren Exis-
tenzbedarf durch die Leistungen der Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung 
nicht gedeckt ist. Wer bedürftig ist, hat somit einen Rechtsanspruch auf eine zusätzliche 
Leistung. Die Ergänzungsleistungen bestehen aus der jährlichen Ergänzungsleistung 
sowie der Vergütung von Krankheits- und Behinderungskosten. 
 

Gegenstand der Überprüfung ist der gesamte EL-Bereich inkl. Verwaltungskosten (siehe 
Finanzierung). Die Beträge für die obligatorische Krankenpflegeversicherung für EL-Be-
ziehende werden ebenfalls hier mitberücksichtigt (und deren Entflechtung in diesem 
Kurzbericht überprüft). Obwohl die Prämienverbilligung durch die Kantone grundsätzlich 
über das Bundesgesetz über die Krankenversicherung (KVG, Art. 65) geregelt wird, re-
gelt das ELG (Art. 9 Abs. 1, Art. 10 Abs. 3 Bst. d) die Höhe des Betrags, der für die jähr-
lichen EL angerechnet wird. Dabei werden die Querbezüge zum Aufgabenbereich IPV 
aufgezeigt, so dass aufeinander abgestimmte Lösungsansätze entwickelt werden kön-
nen.  

1.1. Regelungskompetenz 

Der Bund hat zur Regelung der Ergänzungsleistungen eine umfassende, verpflichtende 
sowie konkurrierende Gesetzgebungskompetenz (Art. 112a Abs. 2 BV), die er durch 
den Erlass des Bundesgesetzes über Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- 
und Invalidenversicherung (ELG) sowie den zugehörigen Ausführungsbestimmungen 
wahrgenommen hat. 

Den Kantonen verbleibt aufgrund von bundesrechtlichen Minimalvorgaben ein gewisser 
Regelungsspielraum (z.B. Festlegung der anrechenbaren Tagestaxen von Heimen und 
Spitälern sowie des Betrages für persönliche Auslagen (Art. 10 Abs. 2 ELG), Festlegung 
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des anrechenbaren Vermögensverzehrs bei Heimaufenthalt (Art. 11 Abs. 2 ELG), Über-
nahme von zusätzlichen Krankheits- und Behinderungskosten und/oder Erhöhung der 
Mindestbeträge (Art. 2 Abs. 2, Art. 14 Abs. 2-3 ELG). Der Mindestanspruch auf Ergän-
zungsleistungen ist hingegen bundesrechtlich abschliessend geregelt. Manche Kantone 
sehen aber über die bundesrechtlichen Vorgaben hinaus zusätzliche oder grosszügi-
gere EL vor, die sie selbst finanzieren. Die Organisation des Vollzugs obliegt den Kanto-
nen, wobei kantonale Ausführungsbestimmungen vom Bund zu genehmigen sind.  

1.2. Heutige Aufgabenerfüllung 

Ergänzungsleistungen (EL) werden an Bezügerinnen und Bezüger von AHV- und IV-
Renten in bescheidenen wirtschaftlichen Verhältnissen zur Deckung ihres Existenzbe-
darfs ausgerichtet. EL umfassen die jährlichen EL sowie die Vergütung von Krankheits- 
und Behinderungskosten. Zur Berechnung der jährlichen EL wird ermittelt, um wieviel 
die anerkannten Ausgaben einer Person oder eines Ehepaars die anrechenbaren Ein-
nahmen übersteigen. Die Differenz wird als EL ausgezahlt. Sie darf nicht kleiner sein als 
der höchstmögliche Prämienverbilligungsanspruch von Personen ohne EL oder Sozial-
hilfe. 

Zu den anerkannten Ausgaben zählen ein Betrag für den allgemeinen Lebensbedarf, die 
Miete (bis zu einem Höchstbetrag), allfällige Gewinnungskosten des Erwerbseinkom-
mens, Ausgaben für Hypothekarzinsen und den Unterhalt eigener Gebäude, Beiträge an 
Sozialversicherungen des Bundes, die Prämien für die obligatorische Krankenversiche-
rung sowie familienrechtliche Unterhaltsbeiträge. Bei Personen im Heim oder in einem 
Spital werden anstelle des Betrages für den allgemeinen Lebensbedarf und die Miete 
die Tagestaxe sowie ein vom Kanton zu bestimmender Betrag für persönliche Auslagen 
anerkannt. 

Ende 2024 bezogen 350 900 Personen eine Ergänzungsleistung (EL)1, 12,1 Prozent der 
AHV- und 49,2 Prozent der IV-Rentnerinnen und -Rentner. Gegenüber dem Vorjahr hat 
der Bestand der EL-Beziehenden um 0,3 Prozent zugenommen. Die Bezugsquote – An-
teil im Verhältnis zu allen AHV- oder IV-Rentnerinnen und -Rentnern – war indes leicht 
rückläufig. Diese Entwicklung hängt mit der EL-Reform zusammen, die 2024 erstmals 
für alle EL-Beziehenden galt. Je nach Kanton werden EL unterschiedlich beansprucht: 
Bei Personen mit Altersrenten variiert die Bezugsquote zwischen 6 Prozent (Kanton AI) 
und 20,9 Prozent (Kanton BS); bei Personen mit IV-Renten variiert sie zwischen 32,8 
(Kanton AI) und 66,7 (Kanton BS) Prozent.  

Die Höhe der jährlichen EL hängt stark von der Wohnsituation und der Krankenversiche-
rungsprämie ab. An alleinstehende EL-Beziehende zu Hause wurden im Jahr 2024 im 
Durchschnitt 1 321 Franken pro Monat ausgerichtet, an zu Hause lebende Paare 1 851 
Franken. Für Personen im Heim lag der durchschnittliche EL-Betrag mit 3 831 Franken 
pro Monat knapp dreimal höher. Mit dem Heimeintritt nehmen die EL meistens stark zu. 

 
1 Quelle : Statistik der Ergänzungsleistungen zur AHV und IV (BSV). Die BezügerInnen von kantonalrechtlichen EL sind in 
den hier vorgestellten Zahlen nicht berücksichtigt, da auf die Bundesstatistik zu den Ergänzungsleistungen zur AHV und 
IV Bezug genommen wird. 
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Am 20. Juni 2025 verabschiedete das Parlament den Entwurf für die Teilrevision des 
ELG (Leistungen für Hilfe und Betreuung zu Hause). Diese Leistungen werden von den 
Kantonen im Rahmen der Vergütung der Krankheits- und Behinderungskosten über-
nommen. Der Bund schätzt die Gesamtkosten im Jahr 2030 auf 340 Millionen Franken 
(Minimalvariante) bzw. 730 Millionen Franken (Maximalvariante) und rechnet mit Ein-
sparungen von 280 Millionen Franken. Von Letzteren werden ausschliesslich die Kan-
tone profitieren. Die Umsetzung erfolgt schrittweise und die Massnahmen treten spätes-
tens 2028 in Kraft.  

1.3. Finanzierung 

Die EL werden aus allgemeinen Steuermitteln finanziert. Die heutige Finanzierungsrege-
lung wurde im Jahr 2008 mit der NFA eingeführt.  

Die jährlichen Ergänzungsleistungen werden aufgeteilt in Leistungen, die der Exis-
tenzdeckung dienen, sowie Leistungen für Mehrkosten eines Heimaufenthalts. Der Bund 
beteiligt sich mit einem Anteil von 5/8 an den EL für die Existenzsicherung (2024: 1 977 
Mio. Fr.); den Rest (1 186 Mio. Fr.) tragen die Kantone. Sie übernehmen auch die Mehr-
kosten des Heimaufenthalts, die über den Existenzbedarf hinausgehen (2024: 2 208 
Mio. Fr.).  

Der Betrag für die Krankenversicherungsprämie von EL-Beziehenden ist ein weiterer 
Bestandteil der jährlichen Ergänzungsleistungen und geht ebenfalls direkt zu Lasten der 
Kantone (2024: 2 274 Mio. Fr. inkl. Bundesanteil via IPV-Bundesbeitrag). Er wird jedoch 
auch vom Bund via Bundesbeitrag an die IPV mitfinanziert. Der spezifische Betrag für 
EL-BezügerInnen wird zwar im ELG präzisiert, aber der Grundsatz der Prämienverbilli-
gung durch die Kantone ist im KVG (Art. 65) geregelt. Somit werden auch die Beträge 
für die Prämienverbilligung an die EL-BezügerInnen der IPV-Statistik angerechnet 
(siehe Kurzbericht IPV) und die Ausgaben für die Krankenversicherungsprämien sind 
daher in der EL-Statistik nicht enthalten. Die Kantone finanzieren die entsprechenden 
Beträge entweder über das IPV- oder das EL-Budget. 

Die Krankheits- und Behinderungskosten gehen vollständig zu Lasten der Kantone 
(2024: 573 Mio. Fr.). 

Der Bund zahlt den Kantonen überdies Pauschalbeiträge an die Verwaltungskosten für 
die jährlichen Ergänzungsleistungen (2024: 39 Mio. Fr.). 

Kostenentwicklung 

Die Ausgaben für die EL beliefen sich 2024 auf 5,9 Milliarden Franken (ohne die Verwal-
tungskosten). Zudem wurden 2,3 Milliarden Franken für die Prämienverbilligung an EL-
BezügerInnen ausbezahlt. 2024 war einen starken Anstieg der EL-Ausgaben zu be-
obachten: die gesamten EL sind um 4,1 Prozent, die EL zur AHV um 4,6 Prozent und 
die EL zur IV um 3,3 Prozent angestiegen. 

Die periodischen EL machen den Grossteil der EL-Ausgaben aus: Im Jahr 2024 wurden 
53,2 Prozent der EL-Ausgaben für existenzsichernde Leistungen ohne Krankenversi-
cherungsprämien aufgewendet. Zwischen 2023 und 2024 sind die EL-Ausgaben für die 
Existenzsicherung um 3,9 Prozent gestiegen. Die heimbedingten Mehrkosten haben 
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dann um 4,6 Prozent zugenommen und machten 2024 insgesamt 37,2 Prozent der EL-
Ausgaben aus. 

Die Krankheits- und Behinderungskosten sind 2024 gegenüber dem Vorjahr um 2,8 Pro-
zent gestiegen. Diese vollumfänglich von den Kantonen getragenen Kosten machen 
rund einen Zehntel (9,6 %) der EL-Ausgaben aus. 

Die Verteilung der EL-Kosten zwischen den Kantonen und dem Bund blieb in den letz-
ten Jahren relativ stabil. 

 

 

Grafik 1: Entwicklung und Verteilung der EL-Kosten (ohne Krankenversicherungsprämien) 
2015–2024. Quelle: BSV, Statistik der Ergänzungsleistungen zur AHV und IV, Tabelle T2.1.2 EL-
Ausgaben nach Versicherungszweig und Sicherungsart  

 

1.4. Herausforderungen 

Beim allgemeinen Lebensbedarf (ohne Krankenversicherungsprämien) ist eine schweiz-
weit einheitliche Lösung sowohl für zu Hause als auch im Heim lebende Personen vor-
gesehen. Folglich definiert der Bund die entsprechenden Rechtsgrundlagen (über das 
ELG sowie über das AHVG und das IVG, da sich die Anpassungen der auf diesen Ge-
setzen basierenden Leistungen direkt auf den Betrag der EL auswirken können), wäh-
rend die Kosten zu 5/8 vom Bund und zu 3/8 von den Kantonen übernommen werden. 
Diese Aufteilung entspricht nicht vollständig dem Grundsatz der fiskalischen Äquivalenz, 
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wonach dasjenige Gemeinwesen, das die Entscheidungen trifft, auch die entsprechen-
den Kosten trägt.  

Dasselbe Problem ist auch bei den Krankenversicherungsprämien (IPV) festzustellen. 
Die von den Kantonen für Versicherte in bescheidenen wirtschaftlichen Verhältnissen 
(und somit auch für EL-Bezügerinnen und -Bezüger) gewährten IPV sind im KVG 
(Art. 65) geregelt. Gleichzeitig befinden sich die Bestimmungen zu den von den Kanto-
nen an die Krankenversicherungen zu bezahlenden Beträge im ELG. Somit überneh-
men die Kantone Ausgaben, die durch Regeln des Bundes vorgegeben werden. 

Für die Heim-, Krankheits- und Invaliditätskosten sind grösstenteils die Kantone verant-
wortlich, die auch die entsprechenden Kosten vollumfänglich tragen. Dennoch liegt eine 
Verflechtung vor, wenn auch weniger stark als beim allgemeinen Lebensbedarf und den 
Krankenversicherungsprämien. Der Bund definiert den Katalog und die Untergrenzen 
der zu vergütenden Leistungen (Art. 14 ELG), während die Kantone bestimmen, welche 
Kosten vergütet werden können, und Vergütungsobergrenzen festlegen (für die die Un-
tergrenzen des Bundesgesetzes gelten). Diese Autonomie ermöglicht zwar eine Anpas-
sung der EL an die örtlichen Gegebenheiten wie die Gesundheitskosten, führt aber zu 
Ungleichbehandlungen: Bestimmte Regeln werden unterschiedlich ausgelegt und die 
EL-Bezügerinnen und -Bezüger werden nicht im ganzen Land gleich behandelt. So gibt 
es beispielsweise keine einheitlichen Kriterien für die Bedarfsabklärung und keine ge-
meinsame Definition der Heime, sondern lediglich punktuelle Richtlinien zur Qualität 
oder Tarifgestaltung. Dies kann Probleme verursachen, insbesondere bei Personen, die 
in einem Heim ausserhalb ihres Wohnkantons untergebracht sind, weil sich die aner-
kannten Kosten unterscheiden können. In gewissen Fällen genügt die im Heimatkanton 
berücksichtigte Taxe im Aufenthaltskanton nicht. Dadurch kann es vorkommen, dass die 
betroffenen Personen nicht aufgenommen werden oder später in ihren Heimatkanton 
zurückkehren müssen.  

Ferner sind die Kantone auch mit Herausforderungen im Bereich der Anreize konfron-
tiert. Dies betrifft insbesondere die ambulante Hilfe und Betreuung. Kantone, die höhere 
Leistungen erbringen, laufen Gefahr, mehr Bezügerinnen und Bezüger aus anderen 
Kantonen anzuziehen, wodurch ihre Lasten steigen.  

Die gesetzlichen Bestimmungen des Bundes lassen den Kantonen einen gewissen 
Spielraum beim Vollzug. Da der Bund keine Kontrolle über die Kosten der jährlich aus-
bezahlten EL hat, überweist er den Kantonen einen Pauschalbeitrag für ihre Verwal-
tungskosten. Zwar bietet diese Lösung keinen besonderen Anreiz für den Bund, die 
Vollzugskosten für die Kantone auf einem tiefen Stand zu halten, ermutigt diese jedoch, 
die Leistungen möglichst kostengünstig anzubieten. Ob die Kosten durch diese Pau-
schale zurzeit tatsächlich gedeckt sind, ist nicht klar, und es kann vermutet werden, 
dass es Unterschiede zwischen den Kantonen gibt.  

In bestimmten Kantonen stellt sich auch die Frage, wie effizient die Gemeinden ihre 
Rolle wahrnehmen, weil einige Aufgaben doppelt erledigt werden. Dies ist beispiels-
weise dann der Fall, wenn sich eine Gemeindestelle mit dem gesamten Verfahren für 
eine EL-Anmeldung befasst und das Dossier anschliessend an das zuständige kanto-
nale Organ übermittelt. Dann beginnt dort ein neues Verfahren, um gegebenenfalls ge-
nauere Unterlagen zu verlangen. Entsprechend verlängern sich die Bearbeitungsfristen.  
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Des Weiteren kann allgemein festgestellt werden, dass die EL mit den gleichen Heraus-
forderungen wie die von ihnen ergänzten Versicherungen konfrontiert sind. Der demo-
grafische Wandel mit einer alternden Bevölkerung und die starke Zunahme bei den 
neuen IV-Renten stellen eine erhebliche Belastung für das System dar. Insbesondere 
der Anteil junger Versicherter, die eine IV-Rente beziehen, nimmt zu, und diese Bezüge-
rinnen und Bezüger benötigen häufiger EL, weil ihre Rente in der Regel bescheiden 
ausfällt. Schliesslich treiben auch der anhaltende Anstieg bei den Mieten und den Kran-
kenversicherungsprämien die Gesamtkosten in die Höhe. 

 

 

2. Mögliche Varianten 

Bei den EL wurden drei Entflechtungsvarianten geprüft, die in diesem Bericht vorgestellt 
werden:  

2.1. Zentralisierung: Der Bund ist für die Regulierung und Finanzierung des ge-
samten EL-Bereichs zuständig. Der Vollzug wird weiterhin an die Kantone de-
legiert.  

2.2. Dezentralisierung: Die Kantone sind für die Regulierung, den Vollzug und die 
Finanzierung des gesamten EL-Bereichs zuständig. Diese Variante entspricht 
im Wesentlichen einer Dezentralisierung des allgemeinen Lebensbedarfs. 

2.3. Teilentflechtung mit Zentralisierung der Existenzsicherung: Der Bund be-
hält seine gesetzgeberische Zuständigkeit und finanziert neu den gesamten all-
gemeinen Lebensbedarf. Der Vollzug wird weiterhin an die Kantone delegiert.  

 

 

2.1. Variante 1: Zentralisierung 

2.1.1. Stossrichtung 

Bei der Zentralisierungsvariante würde der Bund die gesamte gesetzgeberische, finanzi-
elle und regulatorische Verantwortung für die EL einschliesslich der Kosten im Zusam-
menhang mit dem allgemeinen Lebensbedarf, den Heimaufenthalten sowie den Krank-
heits- und Invaliditätskosten übernehmen. Die Kantone wären nur noch für den Vollzug 
zuständig und hätten keine eigene Regulierungs- oder Finanzierungskompetenz mehr. 

Grundsatz: 

Bei dieser Variante würden die EL vollumfänglich an den Bund übertragen. Dieser wäre 
für die Gesetzgebung und die Finanzierung der EL alleine verantwortlich. Im Gegensatz 
zum heutigen System würde der Bund auch die Berechnungsansätze für Personen im 
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Heim (Heimtaxbegrenzung, Betrag für persönliche Auslagen) festlegen sowie die Vergü-
tung von Krankheits- und Behinderungskosten vollumfänglich regeln.  

Bei der EL-Berechnung für Personen zu Hause würde sich durch die Zentralisierung 
beim Bund nichts ändern. Bei den Mietzinsen und den Krankenversicherungsprämien 
sieht das heutige Recht unterschiedliche Höchstbeträge für jede Mietzins- bzw. Prä-
mienregion vor. Diese unterschiedlichen Ansätze würden auch bei einer Zentralisierung 
der EL beibehalten. 

Bei der EL-Berechnung für Personen im Heim gibt es ebenfalls kantonale Unterschiede, 
da die Kantone die Heimtaxen begrenzen und den Betrag für persönliche Auslagen sel-
ber festlegen dürfen. Die Heime werden von den Kantonen unterschiedlich stark sub-
ventioniert. Dementsprechend stark variieren die von den Heimen für Hotellerie und Be-
treuung in Rechnung gestellten Taxen und Heimtaxbegrenzungen. Bei einer Zentralisie-
rung der EL könnte diesem Umstand auf verschiedene Weise Rechnung getragen wer-
den: 

1. Der Bund könnte die Taxbegrenzungen der Kantone übernehmen und regelmäs-
sig der Teuerung anpassen.  

2. Der Bund könnte schweizweit einheitliche Heimtaxbegrenzungen festlegen. Ein 
allfälliger Restbetrag müsste durch die Kantone gedeckt werden. 

3. Der Bund könnte auf eine Taxbegrenzung verzichten und denjenigen Betrag be-
zahlen, den die Heime den EL-beziehenden Personen tatsächlich in Rechnung 
stellen. 

Der Betrag für persönliche Auslagen würde schweizweit vereinheitlicht. 

Bei der Vergütung von Krankheits- und Behinderungskosten würden schweizweit ein-
heitliche Regelungen gelten, wie dies bereits vor dem Inkrafttreten der NFA der Fall war.  

Nach dem heutigen Recht ist es den Kantonen freigestellt, über die EL hinausgehende 
Leistungen auszurichten. Sie müssen diese Leistungen jedoch alleine finanzieren. Diese 
Kompetenz bliebe auch bei einer Zentralisierung der bundesrechtlichen EL bestehen. 
Die Kantone könnten also beispielsweise nach wie vor Mietzinszuschüsse an EL-bezie-
hende Personen ausrichten oder Krankheits- und Behinderungskosten vergüten, die 
nicht im Leistungskatalog des ELG verankert sind. 

Finanzierung: 

Der geltende Finanzierungsschlüssel würde aufgehoben. Die Kosten für die Existenzsi-
cherung, an denen sich der Bund bisher zu 5/8 beteiligte, die heimbedingten Mehrkos-
ten sowie die Krankheits- und Behinderungskosten würden neu vollumfänglich durch 
den Bund finanziert. Mit Ausnahme der Patientenbeteiligung an den Pflegekosten nach 
Art. 25a Abs. 5 KVG würden die Pflegeleistungen im Heim weiterhin ausserhalb der EL 
durch die Krankenversicherer und die Kantone finanziert. Dies gilt auch für die Zeit nach 
dem Inkrafttreten der KVG-Revision für eine einheitliche Finanzierung ambulanter und 
stationärer Leistungen (EFAS). 

Bei dieser Variante wird vorgeschlagen, dass auch der EL-Betrag für die Krankenversi-
cherungsprämie neu vollumfänglich durch den Bund über das EL-Budget finanziert wird. 
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Dieser Personenkreis würde folglich vom Anspruch auf IPV ausgeschlossen. Die heu-
tige Regelung zum Bundesbeitrag an die Prämienverbilligung müsste analysiert und al-
lenfalls angepasst werden, damit sich der Bund nicht doppelt am EL-Betrag für die Kran-
kenkassenprämie beteiligen muss. Die genaue Ausgestaltung der Finanzierung würde 
auch davon abhängen, ob und wie der Aufgabenbereich der Prämienverbilligung ent-
flochten wird.  

Der EL-Betrag für die Krankenversicherungsprämie könnte auch weiterhin von den Kan-
tonen getragen werden, was in dieser Variante jedoch nicht skizziert wird (siehe Vari-
ante 3B). 

Vollzug: 

Für die Durchführung der EL wären weiterhin die Kantone zuständig. Dadurch könnten 
die Infrastruktur und das Fachwissen, welches die Kantone in den letzten Jahrzehnten 
aufgebaut haben, weiterhin genutzt werden. Es bestünde jedoch alternativ die Möglich-
keit, dass der Bund zusätzliche Vorgaben zur Organisation erlässt und z.B. bestimmt, 
dass der Vollzug in allen Kantonen durch die kantonalen Ausgleichskassen zu erfolgen 
hat. 

Die Vollzugskosten könnten entweder vom Bund oder – analog zu den Überbrückungs-
leistungen für ältere Arbeitslose – von den Kantonen getragen werden. Bei einer Finan-
zierung durch den Bund könnte das heutige System mit den Fallpauschalen – allenfalls 
in einer angepassten Variante – weitergeführt werden. Aufwändiger wäre eine individu-
elle Vergütung der Kosten, bei welcher die Kantone für jedes Kalenderjahr die ihnen 
entstandenen Kosten ausweisen. In jedem Fall müsste die Aufsicht des Bundes ver-
stärkt werden und insbesondere neu auch die Angemessenheit der Durchführungskos-
ten umfassen. 

 

2.1.2. Rechtsetzungsbedarf 

Bundesverfassung: 

Artikel 112a der Bundesverfassung (BV; SR 101) definiert die EL als Verbundaufgabe 
von Bund und Kantonen. Bei einer Zentralisierung der EL beim Bund müsste die Be-
stimmung so angepasst werden, dass ausschliesslich der Bund als zuständig erklärt 
wird. 

Erlasse des Bundes über die EL: 

Das Bundesgesetz über Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und Invali-
denversicherung (ELG; SR 831.30) müsste wie folgt geändert werden: 

• Streichung der Bestimmungen zu den kantonalen Regelungskompetenzen bei 
Personen im Heim (Art. 10 Abs. 2 Bst. a und b); 

• Anpassung der Bestimmungen zur Vergütung von Krankheits- und Behinderungs-
kosten (Art. 14); 

• Anpassung der Bestimmungen zur Finanzierung der jährlichen EL (Art. 13) und 
der Krankheits- und Behinderungskosten (Art. 16); 
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• Anpassung der Bestimmungen zur Organisation (Art. 21 Abs. 2) und zur Aufsicht. 

Die ELV müsste ebenfalls in mehreren Punkten angepasst werden. Ausserdem müsste 
die Verordnung über die Vergütung von Krankheits- und Behinderungskosten, die Ende 
2007 aufgehoben wurde, wieder eingeführt werden. 

KVG: 

Falls die EL-beziehenden Personen vom Anspruch auf IPV ausgeschlossen werden 
sollten, müsste Artikel 65 des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (KVG; 
SR 832.10) entsprechend angepasst werden. Bei einer Kürzung des Bundesbeitrages 
an die Prämienverbilligung wäre auch Artikel 66 KVG anzupassen. 

Kantonale Erlasse: 

Die Kantone müssten ihre Erlasse über die bundesrechtlichen EL wie folgt anpassen: 

• Streichung der materiellen kantonalen Bestimmungen über die EL-Berechnung bei 
Personen im Heim und die Vergütung von Krankheits- und Behinderungskosten; 

• allenfalls Anpassung der Bestimmungen über die Prämienverbilligung für Perso-
nen mit einem Anspruch auf jährliche EL; 

• allenfalls Anpassung der Bestimmungen zur Organisation; 

• allenfalls Anpassung der Bestimmungen zur Heimfinanzierung. 

 

2.1.3. Finanzielle Auswirkungen 

Wäre die Variante zur Zentralisierung der EL 2024 in Kraft gewesen, wären für den 
Bund Mehrkosten im Umfang von rund 4 bis 6 Milliarden Franken angefallen. Diese set-
zen sich zusammen aus: 

• den restlichen 3/8 der Existenzsicherung (1 186 Mio.); 

• den heimbedingten Mehrkosten (2 208 Mio.); 

• den Krankheits- und Behinderungskosten (573 Mio.);  

• den Kosten für die Krankenversicherungsprämien (2 274 Mio.) abzüglich der heuti-
gen Mitfinanzierung über den pauschalen Bundesbeitrag an die IPV gemäss Art. 
66 KVG (siehe Exkurs, S. 21). Damit es zu keiner Doppelfinanzierung von Leistun-
gen kommt, würde jedoch die Beteiligung des Bundes an der IPV reduziert. Ohne 
diese Anpassung würde der Bund sonst die Prämien für die EL-Bezügerinnen 
und -Bezüger ein erstes Mal über das ELG und ein zweites Mal über die den Kan-
tonen gemäss der geltenden Regelung im KVG gewährten Beiträge finanzieren. 

Die Kantone wären um denselben Betrag entlastet worden. Die Entlastung würde je-
doch aufgrund des stark divergierenden Anteils an EL-Bezügerinnen und -Bezüger in 
den einzelnen Kantonen unterschiedlich hoch ausfallen. An der Höhe der Gesamtkosten 
hätte sich bezogen auf das Jahr 2024 nichts geändert. Abhängig von der gewählten Va-
riante bei der Finanzierung der Heimtaxen kann jedoch nicht ausgeschlossen werden, 
dass die heimbedingten Mehrkosten bei einer Zentralisierung der EL in Zukunft stärker 
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steigen würden als unter dem heutigen System (vgl. Ziff. 2.1.4). Die langfristigen finanzi-
ellen Auswirkungen sind deshalb nicht vollständig absehbar. 
 

2.1.4. Bewertung 

Die nachfolgende Bewertung erfolgt im Vergleich zum Status quo. 

Subsidiarität 
Mit einer Zentralisierung würde das Subsidiaritätsprinzip geschwächt, weil die Kantone 
durchaus in der Lage sind, die Gewährung der EL sicherzustellen. Sie regeln und finan-
zieren zurzeit denn auch einen bedeutenden Teil davon. Bei einer vollständigen Über-
nahme durch den Bund würden die Kantone die Möglichkeit verlieren, die Leistungen an 
die regionalen Gegebenheiten, insbesondere bezüglich der Kosten für Wohnen, Pflege 
und soziale Betreuung, anzupassen. Die regionale Flexibilität und die Fähigkeit, auf die 
besonderen Bedürfnisse der Bezügerinnen und Bezüger zu reagieren, wäre einge-
schränkt, vor allem in den Bereichen Gesundheit und Langzeitpflege.  

Fiskalische Äquivalenz 
Durch die Übernahme sämtlicher Kosten und die umfassende Ausübung seiner gesetz-
geberischen Kompetenz würde der Bund die volle Verantwortung für die EL tragen. 
Diese Logik würde auch für die Krankheits- und Invaliditätskosten gelten, deren Regulie-
rung und Finanzierung somit aufeinander abgestimmt wären. Dennoch würden gewisse 
bedeutende Ungereimtheiten bestehen bleiben. Einerseits wären die Kantone weiterhin 
für die Angebotsplanung in Sachen Pflege und Unterbringung zuständig und die ent-
sprechenden kantonalen Entscheidungen würden sich auch in Zukunft direkt auf die 
Ausgaben des Bundes auswirken. Der Grundsatz der fiskalischen Äquivalenz wäre so-
mit nicht vollständig eingehalten. Andererseits wird eine gemeinsame Finanzierung der 
Krankenversicherungsprämien aufgrund des erheblichen Einflusses von Bund und Kan-
tonen auf die Gesundheitskosten allgemein als sinnvoll erachtet (siehe Kurzbericht IPV). 

Effizienz 
Die Auswirkungen auf die Effizienz sind unterschiedlich. Einerseits könnte die Zentrali-
sierung dank einer Vereinheitlichung der Abläufe und Instrumente sowie einer Vereinfa-
chung der Regulierung administrative Vorteile bringen. Andererseits ist auch vorstellbar, 
dass sich die Gesamteffizienz bei einem weiterhin dezentralisierten Vollzug nur wenig 
oder gar nicht verändert. Eine vollständige Zentralisierung der Steuerung und Kontrolle 
könnte die Komplexität der Beaufsichtigung auch erhöhen. 

Wirksamkeit 
Bei einer Zentralisierung könnten die geltenden Regeln schweizweit vereinheitlicht und 
somit die Ungleichbehandlungen zwischen den Bezügerinnen und Bezügern reduziert 
werden. Die Einführung von einheitlichen Obergrenzen und Beträgen für die persönli-
chen Auslagen sowie die Deckung der Gesundheitskosten würde die Transparenz und 
Vorhersehbarkeit verbessern. Eine solche Vereinheitlichung könnte jedoch auch zulas-
ten der Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten gehen. Die Anpassung der Be-
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träge an die Lebenshaltungskosten oder die kantonalen Tarifstrukturen würde er-
schwert, was wiederum die Angemessenheit der Leistungen reduzieren könnte. Des 
Weiteren besteht die Gefahr, dass bestimmte, zurzeit von den Kantonen gewährte zu-
sätzliche EL verschwinden, was nachteilig für die Bezügerinnen und Bezüger wäre.  

Abbau von Fehlanreizen 
Diese Variante bringt neue, erhebliche Fehlanreize mit sich. Einerseits hätten die Kan-
tone, die die Kosten für die Heimaufenthalte und die Pflege zu Hause nicht mehr tragen 
müssten, ein weniger grosses Interesse daran, ihre Kosten unter Kontrolle zu halten. 
Sie könnten ihre Anstrengungen zur Subventionierung der Einrichtungen oder zur För-
derung der ambulanten Versorgung reduzieren, wodurch die vom Bund zu tragenden 
Lasten indirekt steigen würden. Eine einheitliche Festlegung der Tarifobergrenzen für 
die Heime durch den Bund könnte wiederum die Stabilität der kantonalen Finanzpolitik 
gefährden und zu Ungleichgewichten zwischen den Regionen führen. Andererseits 
könnte der Bund weniger an einem EL-Ausbau interessiert sein und darauf setzen, dass 
die Kantone parallele Beiträge («kantonale EL») einführen, wenn sie die vom Bund aus-
bezahlten Leistungen nicht für grosszügig genug halten. Für den Ausbau der Auf-
sichtstätigkeit des Bundes wären überdies zusätzliche Mittel notwendig.  

Schliesslich hätte die Zentralisierung der Krankenversicherungsprämien von EL-Bezü-
gerinnen und -Bezügern, mit der fast die Hälfte der gesamten Prämienverbilligungen der 
heute gemeinsamen Finanzierung entzogen würde, ambivalente Auswirkungen. Einer-
seits hätte der Bund einen höheren Anreiz, seine Anstrengungen zur Eindämmung der 
Gesundheitskosten zu verstärken, weil er allein für die Finanzierung der Prämien der 
EL-Bezügerinnen und -Bezüger zuständig wäre. Andererseits könnte dadurch der ent-
sprechende Anreiz für die Kantone sinken, obwohl die Pflegekosten zu den am stärks-
ten wachsenden Ausgaben zählen. Diese Auswirkungen sind jedoch zu relativieren, da 
die Kantone weiterhin für die Prämienverbilligungen für Versicherte zuständig wären, die 
keine EL beziehen, und der Bundesbeitrag an die Prämienverbilligung gleichzeitig ge-
kürzt würde. 
 

Gesamtbewertung 
Die Zentralisierungsvariante bietet in struktureller Hinsicht eine klare und konsequente 
Lösung, die die Ungleichbehandlung der Bezügerinnen und Bezüger reduziert. Sie er-
höht die Transparenz des Systems und teilweise auch die finanzielle Kohärenz, redu-
ziert jedoch die Subsidiarität, begrenzt die regionale Anpassungsfähigkeit und erhöht 
das Risiko eines Rückzugs der Kantone aus der Bewirtschaftung der Sozial- und Ge-
sundheitskosten. Die positiven Auswirkungen auf die fiskalische Äquivalenz und die Ein-
heitlichkeit müssen folglich gegen die neuen Fehlanreize und Starrheitsrisiken abgewo-
gen werden. 
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2.2. Variante 2: Dezentralisierung 

2.2.1. Stossrichtung 

Bei dieser Variante wären die Kantone im Sinne von Art. 43a BV allein für die Regelung, 
die Durchführung (Vollzug) und die Finanzierung der EL zuständig. Sie dürften somit 
alle Bereiche der EL – einschliesslich die Existenzsicherung, Krankheits- und Behinde-
rungskosten, Mehrkosten im Heim und die EL-IPV – selbst regeln. Auch würden sie die 
gesamten Ausgaben der EL, d.h. neu auch die gesamte Existenzsicherung (bisher 3/8) 
finanzieren.  

Der Bund könnte komplett auf materielle Vorgaben an die Kantone verzichten, insbe-
sondere auch in den Bereichen, die heute schon vollständig von den Kantonen finan-
ziert werden (Krankheits- und Behinderungskosten sowie EL-IPV). Es wäre jedoch auch 
denkbar, dass der Bund weitgehend auf materielle Vorgaben verzichtet. So könnte er 
zum Beispiel ein EL-Rahmengesetz erlassen, das sicherstellt, dass übergeordnetes 
Recht eingehalten wird. Darin könnte die «Deckung des Existenzbedarfs» gemäss Art. 
112 Abs. 2 Bst. b und 112a BV näher umgeschrieben werden. Allenfalls könnte ein Mini-
malbetrag für den allgemeinen Lebensbedarf definiert werden. Der zweite Ansatz, bei 
dem der Bund nur weitgehend auf materielle Vorgaben verzichtet, wird als realistischer 
eingeschätzt und fliesst somit in die Bewertung ein.  

Die Kantone könnten interkantonale Vereinbarungen bzw. Konkordate zur formellen 
oder materiellen Harmonisierung und zur Koordination der EL abschliessen (z.B. analog 
interkantonalen Vereinbarung für soziale Einrichtungen [IVSE]).  

Bei einer vollständigen Finanzierung und Regelung der EL durch die Kantone müsste 
überprüft werden, ob sich der Bund noch an den Krankenversicherungsprämien für EL-
Bezüger über das KVG beteiligt oder nicht. In diesem Kurzbericht wird die Variante wei-
terverfolgt, nach welcher der Bund sich nicht mehr daran beteiligt.  

 

2.2.2. Rechtsetzungsbedarf 

Bundesverfassung: 

Eine Anpassung des Artikels 112a «Ergänzungsleistungen» der Bundesverfassung ist 
notwendig. Zum einen dürfte der Bund im Absatz 1 nicht mehr erwähnt werden. Zum an-
deren müsste Absatz 2 gestrichen oder angepasst werden, je nachdem, ob der Bund 
ganz oder weitgehend auf materielle Vorgaben verzichtet.  

Erlasse des Bundes über die EL: 

Eine Totalrevision des Bundesgesetzes über Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinter-
lassenen- und Invalidenversicherung (ELG) wäre erforderlich. Erlässt der Bund gar 
keine Vorgaben mehr, sind im neuen ELG lediglich Mindeststandards festzuhalten, die 
sich aus übergeordnetem Recht (internationales Recht, Bundesrecht) ergeben. Erlässt 
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der Bund weiterhin Minimalvorgaben, werden die bestehenden Bestimmungen aufgeho-
ben. Die neuen Minimalvorgaben müssten dann im revidierten ELG festgehalten wer-
den.  

In beiden Fällen wäre die entsprechende Verordnung über die Ergänzungsleistungen 
zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung (ELV) aufzuheben. 

KVG: 

Um eine Mitfinanzierung des Bundes an den Krankenkassenprämien für EL-Beziehende 
auszuschliessen, wären Art. 65 und 66 KVG entsprechend anzupassen. So könnte etwa 
der Prozentsatz des Bundesbeitrags neu festgelegt werden. 

 

2.2.3. Finanzielle Auswirkungen 

Der Bund würde um seinen heutigen Beitrag an die EL (5/8 der Existenzbedarf, was 
2 015 Mio. in 2024 entspricht, inkl. Verwaltungskostenbeitrag) entlastet.  

Falls sich der Bund nicht mehr an den Krankenversicherungsprämien für EL-Bezüger 
über das KVG beteiligen würde, würde er zudem um einen Teil seines Beitrags an die 
IPV nach Art. 66 KVG entlastet (siehe Exkurs, S. 21). 

Die Kantone würden im gleichen Umfang zusätzlich belastet, sofern sie die Anspruchs-
kriterien und das Leistungsniveau nicht verändern. Da sie die Mehrkosten des Heimau-
fenthalts, die Krankheits- und Behinderungskosten heute bereits finanzieren, blieben 
ihre Ausgaben für diese Leistungen gleich hoch, sofern sie auch in diesen Bereichen die 
Anspruchskriterien und das Leistungsniveau unverändert lassen. Die Mehrbelastung 
würde aufgrund des stark divergierenden Anteils der EL-Bezügerinnen und -Bezüger in 
den einzelnen Kantonen unterschiedlich hoch ausfallen. 

 

2.2.4. Bewertung 

Die Arbeitsgruppe bewertet die oben beschriebene Variante wie folgt: 

Der Grundsatz der Subsidiarität ist bei einer vollständigen Dezentralisierung besser ein-
gehalten als im Status Quo, da die Kantone sowohl legislativ als auch operativ in der 
Lage wären, das in Art. 112a Abs. 1 BV festgeschriebene Ziel der Deckung des Exis-
tenzbedarfs von AHV/IV-Beziehenden über die Ausrichtung bedarfsgerechter Ergän-
zungsleistungen zu erreichen. Dem Subsidiaritätsprinzip wird ebenfalls besser Rech-
nung getragen, wenn der Bund nur weitgehend auf materielle Vorgaben verzichtet und 
weiterhin Mindeststandards vorgibt. Die Bundesvorgaben dienen in diesem Fall dazu, 
grössere Unterschiede in der Wohlfahrtsverteilung zu vermeiden. 

Die Beurteilung der fiskalischen Äquivalenz fällt unterschiedlich aus, je nachdem, wie 
die Variante genau ausgestaltet wird. Würde sich der Bund tatsächlich komplett und 
dauerhaft aus der Regulierung der EL zurückziehen, dann wäre das Prinzip der fiskali-
schen Äquivalenz besser eingehalten als heute, da die Kantone in diesem Fall sowohl 
Kosten- als auch Entscheidträger wären. Zudem würden die Kantone sowohl die Kosten 
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tragen als auch von den entsprechenden Leistungen (bzw. deren Bevölkerung) profitie-
ren. Würde sich der Bund dahingegen regulatorisch nicht vollständig zurückziehen – 
was als wahrscheinlicher eingeschätzt wird – und weiterhin (oder zu einem späteren 
Zeitpunkt wieder neue) Mindeststandards vorgeben, dann wäre der Grundsatz der fiska-
lischen Äquivalenz weniger gut eingehalten als heute, da seine Mitfinanzierung wegfiele. 

Die Effizienz der Leistungserbringung würde sich bei einer Dezentralisierung nicht ver-
ändern. Schon heute werden die EL operativ in den Kantonen umgesetzt. 

Die Effektivität (Wirksamkeit der Leistungserbringung) wird unterschiedlich beurteilt: 

Einerseits könnte die sozialpolitische Wirkung erhöht werden, indem regionale Bege-
benheiten (z.B. Lebenshaltungskosten vor Ort) besser berücksichtigt werden. Zudem 
würden bei dieser Variante die Betagtenhilfe, die Behindertenhilfe und die EL (Art. 112a 
und 112c BV) aus einer Hand von den Kantonen erbracht werden. 

Andererseits könnte die Dezentralisierung die Erreichung der politischen Ziele in diesem 
Aufgabenbereich erschweren. Gemäss Art. 112 Abs. 2 BV haben die Renten den Exis-
tenzbedarf angemessen zu decken. Der Bund erreicht dieses Ziel heute über seine Ge-
setzgebungskompetenz in den EL. Es läge neu in der alleinigen Verantwortung der Kan-
tone, ausreichende EL zu gewähren. Ob es in einzelnen Kantonen zu einem Leistungs-
abbau käme oder die EL gar bis auf das Niveau der Sozialhilfe absänken, ist jedoch 
schwierig abzuschätzen. Wahrscheinlich scheint aber, dass sich die Unterschiede in der 
Anspruchsberechtigung und im Leistungsniveau zwischen den Kantonen gegenüber dem 
Status Quo vergrössern würden. Bei einer Beibehaltung von bundesweiten Mindeststan-
dards würden diese Unterschiede geringer ausfallen (siehe Subsidiarität oben). 

Bei einer Dezentralisierung würden beim Bund neue Fehlanreize entstehen, da die we-
sentlichen vorgelagerten Leistungen (AHV und IV) vom Bund gesteuert werden. Er könnte 
versucht sein, bei diesen Sozialversicherungen Leistungen abzubauen, so dass die Kan-
tone die EL entsprechend erhöhen müssten. Sein effektiver Handlungsbedarf ist jedoch 
teilweise begrenzt, da der Anpassungsmechanismus fix definiert ist. Bei der Dezentrali-
sierung mit bundesweiten Mindeststandards könnte er diese erhöhen, ohne dafür die Kos-
tenfolgen tragen zu müssen. Gleichzeitig könnte eine Dezentralisierung allfällige Fehlan-
reize bei den Kantonen beseitigen: Es würde sich für die Kantone nicht mehr lohnen, 
vorgelagerte Leistungen zu tief anzusetzen mit der Absicht, dass die Versicherten früher 
(jährliche) EL in Anspruch nehmen müssen, die zu 5/8 vom Bund getragen werden.  

Die Erhöhung der Fehlanreize des Bundes dürfte die Reduktion der Fehlanreize der Kan-
tone überwiegen. 

Gesamtbewertung 

Insgesamt wird die Variante Dezentralisierung schlechter beurteilt als der Status Quo. 
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2.3. Variante 3: Teilentflechtung mit Zentralisierung der 
Existenzsicherung  

2.3.1. Stossrichtung 

Grundsatz und Finanzierung: 

Diese Variante sieht eine vollständige Trennung der Aufgaben im Zusammenhang mit 
dem allgemeinen Lebensbedarf und die Abschaffung des aktuellen Verteilschlüssels in 
diesem Bereich vor. Der Bund würde seine gesetzgeberische Kompetenz behalten und 
neu den gesamten allgemeinen Lebensbedarf finanzieren (bisher 5/8). 

Die Kantone würden wie bisher die gesamte Vergütung der Krankheits- und Invaliditäts-
kosten sowie die Mehrkosten für Heimaufenthalte tragen. An der Finanzierung des all-
gemeinen Lebensbedarfs würden sie sich hingegen nicht mehr beteiligen (bisher 3/8). 

Mit Blick auf den Pauschalbetrag für die obligatorische Krankenpflegeversicherung wer-
den zwei Untervarianten präsentiert:  

A. Bei der ersten Option (Variante 3A) würde der Bund den Pauschalbetrag für die 
obligatorische Krankenpflegeversicherung von EL-Bezügerinnen und -Bezügern 
vollumfänglich übernehmen. Dies würde bedeuten, dass die EL-Bezügerinnen 
und -Bezüger keinen Anspruch mehr auf die von den Kantonen ausbezahlten 
IPV hätten. Um sicherzustellen, dass der Bund nicht zweimal dieselbe Leistung 
finanziert, würde seine Beteiligung an der Verbilligung der Krankenversiche-
rungsprämien im KVG angepasst. Die Doppelbelastung könnte aber auch über 
die Globalbilanz ausgeglichen werden (sie bliebe dann weiterhin gesetzlich ver-
ankert). 

B. Bei der zweiten Option (Variante 3B) würde die aktuelle Regelung, gemäss der 
die Kantone (und der Bund über seinen Beitrag zur IPV) die Krankenversiche-
rungsprämien der EL-Bezügerinnen und -Bezüger gemäss den Bestimmungen 
des KVG und des ELG finanzieren, weiterhin gelten. 

 

Vollzug: 

Der Vollzug soll bei den Kantonen, d. h. den kantonalen Kassen und den übrigen EL-
Vollzugsstellen, bleiben. Entsprechend könnten die Vollzugskosten entweder vom Bund 
(i) oder von den Kantonen (ii) übernommen werden:  

i. Im ersten Fall würde der Bund die Kantone weiterhin für die mit der Festsetzung 
und Auszahlung des allgemeinen Lebensbedarfs verbundenen Verwaltungskos-
ten entschädigen. Um die neue Lastenaufteilung zu berücksichtigen und dadurch 
zu ermöglichen, dass sämtliche mit der Berechnung und Auszahlung der EL für 
den allgemeinen Lebensbedarf zusammenhängenden Verwaltungskosten vom 
Bund finanziert werden (zurzeit deckt der Bund nur einen Teil dieser Kosten), 
würde entweder der Betrag der heute von den Kantonen erhaltenen Fallpau-
schale angepasst oder eine neue Entschädigungslösung erarbeitet. Eine indivi-
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duelle Kostenvergütung, bei der die Kantone die von ihnen in jedem Kalender-
jahr getragenen Kosten – insbesondere mit einer Aufschlüsselung in Existenzsi-
cherung einerseits und Krankheits- und Behinderungskosten anderseits – aus-
weisen würden, wäre jedoch komplexer. Auf jeden Fall müsste die Aufsicht des 
Bundes verstärkt werden und sich neu auch auf die Angemessenheit der Voll-
zugskosten erstrecken.  

ii. Im zweiten Fall würden die Vollzugskosten wie bei den an ältere Arbeitslose aus-
bezahlten Überbrückungsleistungen vollständig von den Kantonen getragen. 

Die Einführung einer Lösung mit Vollzug durch den Bund wird nicht als zielführend er-
achtet. Da sich die derzeitige Organisation bewährt hat und der Vollzug durch die Kan-
tone (Krankheits- und Invaliditätskosten sowie Mehrkosten für Heimaufenthalt) weiterhin 
in deren Zuständigkeit bliebe, erscheint eine Verdoppelung der Strukturen wenig zweck-
mässig. Die Schaffung eines neuen Vollzugsorgans würde ausserdem erhebliche Um-
setzungskosten verursachen. 

 

2.3.2. Rechtsetzungsbedarf 

Erlasse des Bundes zu den EL: 

• Artikel 13 ELG (Finanzierung) müsste geändert werden, um die Finanzierung 
des gesamten allgemeinen Lebensbedarfs durch den Bund zu verankern.  

• Die Bestimmungen zur Organisation (Art. 21 Abs. 2) und Aufsicht müssten eben-
falls angepasst werden. 

• Sollte der Bund auch den Pauschalbetrag für die obligatorische Krankenpflege-
versicherung der EL-Bezügerinnen und -Bezüger vollständig übernehmen (Vari-
ante 3A), müsste das ELG mit einer entsprechenden Bestimmung ergänzt wer-
den. Artikel 39 Absatz 4 ELV (Berechnung des Bundesanteils) müsste aufgeho-
ben werden.  

Bundesgesetz über die Krankenversicherung (KVG): 

A. Sollte der Bund den Pauschalbetrag für die obligatorische Krankenpflegeversi-
cherung der EL-Bezügerinnen und -Bezüger vollständig übernehmen (Vari-
ante 3A), müsste Artikel 66 (Bundesbeitrag) angepasst werden, damit der Bund 
nicht zweimal dieselbe Leistung finanziert. Der Prozentsatz der Bundesbeteili-
gung müsste neu festgelegt werden. Folglich müsste der künftige neue Artikel 65 
Absatz 1quinquies, der einen Mindest- und einen Höchstbetrag für den Mindestbei-
trag definiert, ebenfalls geändert werden, damit der zulasten der Kantone ge-
hende Teil der Finanzierung nicht steigt. Da die EL-Bezügerinnen und -Bezüger 
keinen Anspruch mehr auf die IPV der Kantone hätten, wäre ausserdem Arti-
kel 65 Absatz 1 anzupassen, um dies klarzustellen. Wenn ein Ausgleich im Rah-
men der Globalbilanz erfolgt, ist keine Änderung der gesetzlichen Grundlagen 
erforderlich. Dann würde allerdings eine Ungereimtheit bestehen bleiben, weil 
die Doppelbelastung weiterhin im Gesetz verankert wäre. 

B. Bei der Variante 3B wäre keine Gesetzesänderung nötig.  
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Kantonale Gesetzgebungen: 

Die Kantone müssten gegebenenfalls die folgenden Bestimmungen in Bezug auf die EL 
des Bundes anpassen: 

• Bestimmungen über die Prämienverbilligung für EL-Bezügerinnen und -Bezüger 
sowie 

• Organisationsbestimmungen. 

2.3.3. Finanzielle Auswirkungen 

Allgemeiner Lebensbedarf: 

Der aktuelle Verteilschlüssel für den allgemeinen Lebensbedarf (5/8 Bund, 3/8 Kantone) 
ohne Betrag für die obligatorische Krankenpflegeversicherung würde durch eine aus-
schliessliche Finanzierung des gesamten allgemeinen Lebensbedarfs durch den Bund 
ersetzt. Dadurch würde die finanzielle Belastung des Bundes steigen. Bei gleichbleiben-
den Gewährungsvoraussetzungen und unverändertem Leistungsniveau hätte sich 2024 
der diesbezügliche Bundesbeitrag auf 3,162 Milliarden Franken belaufen (ohne Verwal-
tungskostenbeitrag für die Kantone). Im Vergleich zu den 1,976 Milliarden Franken mit 
der aktuellen Lösung würde dies einer Zusatzbelastung von 1,186 Milliarden Franken 
entsprechen. 

Die Ausgaben der Kantone wären um den Mehraufwand des Bundes, d. h. 1,186 Milliar-
den Franken im Jahr 2024, gesunken. 

Obligatorische Krankenpflegeversicherung für EL-Bezügerinnen und -Bezüger: 

A. Wenn der Bund die Krankenversicherungsprämien der EL-Bezügerinnen 
und -Bezüger übernähme (Variante 3A), würde die entsprechende finanzielle Be-
lastung von den Kantonen auf den Bund übergehen. 2024 betrugen die entspre-
chenden Ausgaben der Kantone 2,274 Milliarden Franken einschliesslich der ak-
tuellen Mitfinanzierung über den Pauschalbeitrag des Bundes zur IPV gemäss 
Artikel 66 KVG (siehe Exkurs, S. 21). Dieser Aufwand würde folglich auf den 
Bund übertragen. Damit es zu keiner Doppelfinanzierung von Leistungen kommt, 
würde jedoch die Beteiligung des Bundes an der IPV reduziert. Ohne diese An-
passung würde der Bund sonst die Prämien für die EL-Bezügerinnen und -Bezü-
ger ein erstes Mal über das ELG und ein zweites Mal über die den Kantonen ge-
mäss der geltenden Regelung im KVG gewährten Beiträge finanzieren. Die von 
den Kantonen finanzierte IPV würde zudem deutlich unter den im indirekten Ge-
genvorschlag zur Prämien-Entlastungs-Initiative festgelegten Mindestwerten lie-
gen. Ein Ausgleich könnte aber auch im Rahmen der Globalbilanz erfolgen. 

B. Bei der Variante 3B wäre mit keinen zusätzlichen finanziellen Auswirkungen zu 
rechnen. 

Verwaltungskosten: 

i. Eine neue Entschädigung der Kantone für die mit der Festsetzung und Auszah-
lung des allgemeinen Lebensbedarfs verbundenen Verwaltungskosten durch 
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den Bund würde für diesen eine grössere finanzielle Belastung bedeuten. Der 
entsprechende zusätzliche Betrag würde an die Kantone fliessen, kann jedoch 
zurzeit wegen mangelnder Informationen zu den diesbezüglichen Aufwänden der 
Kantone nicht beziffert werden. 

ii. Umgekehrt würde die finanzielle Belastung des Bundes um dessen aktuellen 
Beitrag abnehmen und die Belastung der Kantone im gleichen Mass zunehmen, 
wenn die Vollzugskosten von den Kantonen übernommen würden. 2024 belief 
sich der fragliche Betrag auf 39 Millionen Franken (Beteiligung des Bundes an 
den Verwaltungskosten der Kantone).  

Allgemein würde sich die Entlastung aufgrund des stark divergierenden Anteils der EL-
Bezügerinnen und -Bezüger in den einzelnen Kantonen unterschiedlich auswirken. 

 

2.3.4. Bewertung 

Die geprüfte Variante sieht eine zentralisierte Finanzierung des allgemeinen Lebensbe-
darfs mit zwei Untervarianten zur Übernahme der Prämien der obligatorischen Kranken-
pflegeversicherung der EL-Bezügerinnen und -Bezüger vor. Die Bewertung erfolgt im 
Vergleich zum Status quo und, falls erforderlich, wird eine differenzierte Einschätzung 
der beiden Untervarianten vorgenommen.  

Subsidiarität 

Die Übertragung der gesamten Finanzierung des allgemeinen Lebensbedarfs auf den 
Bund mit Ausnahme des Betrags für die obligatorische Krankenpflegeversicherung ver-
ändert die aktuelle Aufteilung der gesetzgeberischen Kompetenzen nicht grundlegend. 
Die Kantone verfügen bereits jetzt über keinen normativen Spielraum in diesem Bereich. 
Folglich bleibt die Subsidiarität in diesem Punkt bei beiden Varianten insgesamt ge-
wahrt.  

Unter der Voraussetzung, dass im Fall einer Reduktion des Bundesbeitrags zur IPV eine 
angemessene Ausgleichslösung gefunden wird (siehe Exkurs, S. 21), könnten mit der 
Variante 3A die Überschneidungen bei der Finanzierung der Krankenversicherungsprä-
mien der EL-Bezügerinnen und -Bezüger durch Bund und Kantone beseitigt werden. Mit 
der Variante 3B würde der Grundsatz der Subsidiarität bei den Krankenversicherungs-
prämien nicht tangiert.  

Fiskalische Äquivalenz 

Bei der Bewertung dieses Kriteriums sind verschiedene Effekte zu berücksichtigen. 
Durch eine Anpassung des aktuellen Verteilschlüssels für die Finanzierung des allge-
meinen Lebensbedarfs wäre die Entscheidungsverantwortung besser auf die finanzielle 
Belastung abgestimmt: Der Bund würde die Regulierung übernehmen und gleichzeitig 
seine finanzielle Beteiligung erhöhen. Dadurch würde sich die fiskalische Äquivalenz 
verbessern.  

Gleichzeitig wird eine gemeinsame Finanzierung der Krankenversicherungsprämien auf-
grund des erheblichen Einflusses von Bund und Kantonen auf die Gesundheitskosten 
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allgemein als sinnvoll erachtet (siehe Kurzbericht IPV). Eine differenzierte Lösung für die 
Prämien der EL-Bezügerinnen und -Bezüger wird dadurch jedoch nicht ausgeschlossen.  

Folglich verbessern beide Varianten die fiskalische Äquivalenz, obwohl die Bewertung 
bei der Variante 3A nuancierter ausfällt. 

Effizienz 

Bei diesem Thema gehen die Bewertungen je nach Untervariante auseinander: Bei der 
Variante 3A würden die Kantone von bestimmten regulatorischen Arbeiten entlastet, 
was die Abläufe vereinfachen würde. Gleichzeitig würde jedoch die Notwendigkeit einer 
neuen Aufsicht durch den Bund zusätzliche Kontrollen und Aufgaben mit sich bringen, 
namentlich für die Eidgenössische Finanzkontrolle. Bei der Variante 3B ergäben sich 
keine Auswirkungen auf die Effizienz im Vergleich zum Status quo. 

Wirksamkeit 

Die gesellschaftspolitische Wirksamkeit im Sinne der Erreichung des Ziels, den allge-
meinen Lebensbedarf zu schützen, bliebe im Grossen und Ganzen gleich. Die Anpas-
sung des Finanzierungsschlüssels würde zu keiner Änderung beim Leistungsniveau 
oder den regionalen Unterschieden führen. Die Ansprüche der Bezügerinnen und Bezü-
ger würden sich folglich nicht direkt ändern. Mit der Variante 3A würde das System aus-
serdem verständlicher, sodass es als wirksamer wahrgenommen werden könnte.  

Abbau von Fehlanreizen 

Mit der Variante 3A würde ein bedeutender Teil der Prämienverbilligung aus der aktuel-
len gemeinsamen Finanzierung herausgelöst. So hätte der Bund einen stärkeren Anreiz, 
grössere Anstrengungen zur Begrenzung der Gesundheitskosten zu unternehmen, weil 
er allein für die Finanzierung der Prämien der EL-Bezügerinnen und -Bezüger zuständig 
wäre. Gleichzeitig könnte jedoch der Anreiz für die Kantone sinken, die Gesundheitskos-
ten einzudämmen, obwohl die Kosten für stationäre Behandlungen und die Pflege 
hauptsächlich von ihnen beeinflusst werden können.  

Diese Auswirkungen könnten zum einen dadurch abgemildert werden, dass die Kantone 
weiterhin für die Prämienverbilligungen für Versicherte zuständig sind, die keine EL be-
ziehen, und zum anderen durch die Einführung der Finanzierung von ambulanten und 
stationären Leistungen (EFAS). Letztere stärkt die finanzielle Verantwortung der Kan-
tone. Andererseits hätte die Kürzung des Bundesbeitrags an die IPV auch zur Folge, 
dass die Anreize auf Bundesebene nur begrenzt verstärkt würden. 

Gleichzeitig ist zu betonen, dass das Finanzvolumen der Krankenversicherungsprämien 
der EL-Bezügerinnen und -Bezüger nicht nur von der Entwicklung der Gesundheitskos-
ten abhängig ist. Die Zunahme der Anzahl EL-Bezügerinnen und -Bezüger spielt eben-
falls eine wichtige Rolle. Bei der Variante 3A würden die Kantone die Kontrolle über die 
Subventionen für die Prämienverbilligung der Begünstigten ohne EL behalten, wären 
aber nicht mehr vom Thema der EL-Bezügerinnen und -Bezüger betroffen. Wenn man 
davon ausgeht, dass das Gesamtvolumen der IPV gleich bleibt, würde der Finanzie-
rungsanteil der Kantone an der IPV für Personen ohne EL steigen, was das Risiko einer 
Verzerrung reduziert. 
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Gesamtbewertung 

Insgesamt stellen die beiden Untervarianten eine Verbesserung gegenüber dem Status 
quo dar. Sie ermöglichen ausserdem eine Aufrechterhaltung des Leistungsniveaus. Die 
in der Variante 3A vorgesehene, vollständige Zentralisierung des allgemeinen Lebens-
bedarfs würde die gesetzgeberische Logik verbessern, weil alle Leistungen für den all-
gemeinen Lebensbedarf ausschliesslich durch das ELG geregelt würden. Die Variante 
3B stellt einen bescheideneren Entflechtungsvorschlag dar, weil nur der Finanzierungs-
schlüssel geändert würde und die Krankenversicherungsprämien der EL-Bezügerinnen 
und -Bezüger weiterhin zulasten der Kantone gingen. In Bezug auf die fiskalische Äqui-
valenz und die Subsidiarität besteht bei beiden Varianten eine Verbesserung gegenüber 
dem Status quo, wobei sich die Auswirkungen jedoch unterscheiden.  

 

3. Würdigung und Empfehlungen 

Aufgrund der erheblichen Nachteile einer Zentralisierung (Variante 1) und einer Dezent-
ralisierung (Variante 2) empfiehlt die Arbeitsgruppe, diese Optionen nicht weiterzuverfol-
gen. 

Sie ist jedoch der Auffassung, dass die Variante einer Teilentflechtung mit einer 
Zentralisierung der Existenzsicherung (Variante 3) eine Verbesserung gegenüber 
dem Status quo darstellt. Entsprechend empfiehlt sie, in der zweiten Projektphase 
diese Variante weiter zu prüfen und die beiden vorgestellten Untervarianten vertieft zu 
analysieren. Die Prüfung soll sich sowohl auf die Variante 3A mit einer vollständigen 
Zentralisierung des allgemeinen Lebensbedarfs einschliesslich der Krankenversiche-
rungsprämien der EL-Bezügerinnen und -Bezüger als auch die Variante 3B erstrecken, 
die eine Zentralisierung des allgemeinen Lebensbedarfs vorsieht, den Kantonen aber 
die Übernahme der Krankenversicherungsprämien der EL-Bezügerinnen und -Bezüger 
(gemäss der geltenden Regelung einschliesslich Mitfinanzierung durch den Bund) über-
lässt. 

Die Arbeitsgruppe verweist zudem auf ihre Empfehlungen zu den Entflechtungsvarian-
ten, die im Rahmen des Kurzberichts zu den Prämienverbilligungen geprüft wurden 
(siehe S. 17). 
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Exkurs : Interdependenz zur Entflechtung der IPV 

Zu berücksichtigende Beträge 

Zwischen der Prüfung von Lösungen für eine Entflechtung bei den EL und der IPV besteht eine ge-

genseitige Abhängigkeit. Die Beteiligung des Bundes an der IPV-Finanzierung ist im KVG geregelt. 

Die Schwierigkeit bei der Berücksichtigung dieses Zusammenhangs liegt darin, dass zurzeit nicht 

festgelegt ist, in welchem Verhältnis dieser Beitrag für die Finanzierung der Krankenversicherungs-

prämien der EL-Bezügerinnen und -Bezüger (IPV-EL) bestimmt ist. Die Kantone können diesen 

Beitrag frei verwenden: für die gesamte Finanzierung der IPV-EL, für einen Teil davon oder gar 

nicht (ausschliessliche Nutzung für die übrigen IPV-Begünstigten).  

Nachfolgend werden zu Informationszwecken verschiedene Berechnungshypothesen präsentiert, 

um zu bestimmen, welcher Anteil des aktuellen Bundesbeitrags zur IPV als für die Finanzierung der 

Prämien von EL-Bezügerinnen und -Bezügern eingesetzt betrachtet werden könnte. Der entspre-

chende Betrag könnte zum Beispiel wie folgt berechnet werden: 

o gemäss dem Anteil der EL-Bezügerinnen und -Bezüger an der Gesamtbevölkerung (ca. 3,9 

bis 4,5 % 2, 3) x Bundesbeitrag zur IPV = ca. 130 bis 150 Millionen Franken pro Jahr  

o gemäss dem Anteil der EL-Bezügerinnen und -Bezüger an der Bevölkerung, die IPV erhält 

(ca. 14,3 bis 16,6 %3) x Bundesbeitrag zur IPV = ca. 480 bis 550 Millionen Franken pro Jahr 

o gemäss dem Finanzvolumen der Prämien der EL-Bezügerinnen und -Bezüger im Vergleich 

zum IPV-Gesamtvolumen (ca. 36,8 %) x Bundesbeitrag zur IPV = ca. 1,2 Milliarden Franken 

pro Jahr 

Die genaue Berechnung der gesamten Lastenverschiebung erfolgt im Rahmen der Globalbilanz 

und hängt insbesondere von der im Bereich IPV gewählten, eventuellen Entflechtungsvariante ab. 

Vertiefte Analysen werden gegebenenfalls in der zweiten Phase durchgeführt.  

Variantenkombinationen 

Bei der Beschreibung der EL-Entflechtungsvarianten wurden die vorgeschlagenen Lösun-

gen für die Finanzierung der Prämien von EL-Bezügerinnen und -Bezügern im Sinne einer 

Vereinfachung und für mehr Klarheit auf der Grundlage des Status quo im Bereich der IPV 

erstellt. Andere Kombinationen sind jedoch ebenfalls möglich. Allerdings sollte ein kohärentes Sys-

tem angestrebt werden, und gewisse Kombinationen sind zu vermeiden. So sollte im Fall einer 

Zentralisierung oder Dezentralisierung sowohl der IPV als auch der EL die Finanzierung der Prä-

mien für die EL-Bezügerinnen und -Bezüger analog behandelt werden.  

 
2 Die Anzahl EL-Bezügerinnen und -Bezüger gemäss EL-Statistik und die Anzahl EL-Bezügerinnen und -Bezüger mit IPV 
gemäss Krankenversicherungsstatistik werden nach unterschiedlichen Kriterien bestimmt. Je nachdem, welche der bei-
den Statistiken verwendet wird, unterscheiden sich die Prozentsätze.  
3 Der Anteil könnte auch in Bezug auf die Wohnbevölkerung ohne Kinder berechnet werden, weil diese keine EL bezie-
hen. 


